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VORWORT  

 

Die Tarifrunde 2018 für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes von Bund und 

Kommunen birgt erhebliches Konfliktpotential. 

Die Gewerkschaften gehen mit einer Forderung von 6 Prozent, mindestens aber 
200 Euro monatlich, sowie für die Auszubildenden pauschal mit einem Plus von  
100 Euro monatlich in die Verhandlungen. Diese Forderung übersteigt bei Weitem 
die finanzielle Leistungsfähigkeit der Kommunen und kommunalen Betriebe. Sie 
berücksichtigt auch in keiner Weise, dass die Inflation gegenwärtig bei unter  
2 Prozent liegt. 

Die erneut angeführte Begründung der Gewerkschaften, es gebe im öffentlichen 
Dienst einen Nachholbedarf gegenüber der Privatwirtschaft, trägt nicht. Im Ge-
genteil: Die Tarifsteigerungen bei den Kommunen und kommunalen Unternehmen 
liegen seit 2008 über denen der Privatwirtschaft. Insbesondere die Beschäftigten mit 
geringer qualifizierten Tätigkeiten sind gegenüber der Privatwirtschaft ganz klar im 
Vorteil. Hier ist der kommunale öffentliche Dienst schon jetzt kaum noch wettbe-
werbsfähig. 

Auch die von den Gewerkschaften angeführten Steuermehreinnahmen taugen nicht 
zur Begründung ihrer hohen Forderung. Der Schuldenstand der Kommunen befindet 
sich weiterhin auf einem enorm hohen Niveau. Fast 40 Prozent der deutschen Kom-
munen mussten in den letzten drei Jahren ein Haushaltssicherungskonzept oder 
Haushaltssanierungspläne aufstellen. Der Investitionsrückstand in den Kommunen 
ist mit rund 126 Mrd. Euro weiterhin sehr hoch. In den finanzschwachen Kommunen 
nimmt er sogar zu. Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Kommunen driftet im-
mer weiter auseinander. Die Forderung nach einer besseren Finanzausstattung der 
Kommunen, so wie sie auch von den Gewerkschaften erhoben wird, ist richtig, hilft 
in der aktuellen Tarifauseinandersetzung aber nicht weiter.  

Auch bei den übrigen Sparten der VKA (Krankenhäuser, Pflege- und Betreuungsein-
richtungen, Sparkassen, Flughäfen, Ver- und Entsorgungsbetriebe) lässt die finan-
zielle Situation Entgelterhöhungen im von den Gewerkschaften geforderten Umfang 
nicht annähernd zu. Hier besteht erheblicher Wettbewerbsdruck gegenüber privaten 
und frei-gemeinnützigen Anbietern. Gleiches gilt für die an die Entgeltentwicklung 
des TVöD angekoppelten Nahverkehrsbetriebe. 

Die VKA steht für einen bundesweiten Flächentarifvertrag. Diesen gilt es auch für 
die Zukunft zu sichern. Daher dürfen die Haushaltsprobleme einer Vielzahl von Kom-
munen nicht ausgeblendet werden. Auch die kommunalen Unternehmen müssen 
mit ihren spezifischen Finanzsituationen im Fokus bleiben. Niemand darf im 
Ergebnis überfordert werden. Gemeinsam mit den Gewerkschaften will die VKA 
nach einem Konsens suchen, den sich alle kommunalen Arbeitgeber leisten können 
und der den Bestand des Flächentarifs sichert.  
 
 
 

Dr. Thomas Böhle                                    Klaus-D. Klapproth 

     Präsident                                           Hauptgeschäftsführer 
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1. DIE VERHANDLUNGEN AUF EINEN BLICK 

 

Worum geht es? 

Verhandelt wird für die Beschäftigten im öffentlichen Dienst von Bund und Kom-
munen. Das sind rund zwei Millionen Beschäftigte bei etwa 10.000 kommunalen Ar-
beitgebern sowie rund 126.000 Tarifbeschäftigte des Bundes. 

 

Wer zählt zu den kommunalen Arbeitgebern? 

Zu den kommunalen Arbeitgebern gehören neben den Städten, Landkreisen und 
Gemeinden auch die kommunalen Unternehmen - zum Beispiel Krankenhäuser, 
Pflege- und Betreuungseinrichtungen, Sparkassen, Ver- und Entsorgungsunterneh-
men, Nahverkehrsbetriebe und Flughäfen. 

 

Welche Tarifverträge sind betroffen? 

Die Tarifverhandlungen beziehen sich auf die Entgelttabellen des Tarifvertrages für 
den öffentlichen Dienst (TVöD) und den Tarifvertrag für die Versorgungsbetriebe 
(TV-V). Unmittelbare Bedeutung haben die Verhandlungen auch für direkt an die 
Tarifentwicklung des TVöD gekoppelte Entgelttabellen der Tarifverträge für den 
Nahverkehr in sechs Bundesländern. 

 

Wie hoch war der Abschluss beim letzten Mal? 

Die Tarifeinigung vom 29. April 2016 sah Gehaltssteigerungen von 2,4 Prozent ab 
März 2016 und weitere 2,35 Prozent ab Februar 2017 vor. 

Der Tarifabschluss fügte sich damit in eine Reihe von Abschlüssen ein, die jeweils 
eine 24-monatige Laufzeit und zwei- oder mehrstufige Lohnerhöhungen vorsahen. 

 

Wer verhandelt? 

VKA und der Bund verhandeln gemeinsam; ebenso die beiden Gewerkschaften 
ver.di und dbb. Für die VKA führt die Mitgliederversammlung, unterstützt durch das 
Präsidium und die Geschäftsführerkonferenz, die Verhandlungen. 

Der ĂKleine Kreisñ der Tarifverhandlungen besteht aus vier Arbeitgebervertretern (je 
zwei Vertretern des Bundes und der VKA) und vier Gewerkschaftsvertretern. Die 
VKA ist durch den VKA-Präsidenten Dr. Thomas Böhle als Verhandlungsführer der 
VKA und den Hauptgeschäftsführer der VKA, Klaus-D. Klapproth, vertreten. 

 

 

 

 

 

 

 

Dr. Thomas Böhle                                                           Klaus-D. Klapproth 
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2. DIE VERHANDLUNGSPOSITION DER VKA 

 

Sozialpartnerschaftlich zu einem Konsens finden 

Die kommunalen Arbeitgeber wollen eine zügige und konsensorientierte Tarifrunde. 
Deshalb fordert die VKA die Gewerkschaften zu einer konstruktiven Kompromiss-
suche auf. Streiks im öffentlichen Dienst gehen zu Lasten der Bürgerinnen und Bür-
ger. Die kommunalen Arbeitgeber erbringen für alle Menschen unerlässliche 
Dienstleistungen. Dafür brauchen sie gut qualifiziertes und motiviertes Personal. 
Gleichzeitig sind sie verpflichtet, Steuern und Gebühren sparsam und wirtschaftlich 
zu verwenden. Öffentliche Arbeitgeber sind nicht profitorientiert. 

 

Angemessene Entwicklung des Entgelts 

Die VKA strebt eine angemessene Entwicklung beim Entgelt an. Die kommunalen 
Arbeitgeber bieten sehr gute Arbeitsbedingungen und eine attraktive Bezahlung. 
Das soll so bleiben. Die Umsetzung der von den Gewerkschaften erhobenen Forder-
ungen würde jedoch Mehrkosten in Höhe von 6,5 Milliarden Euro bewirken. Dieses 
Volumen übersteigt bei weitem die Möglichkeiten der Kommunen und kommunalen 
Betriebe. 

 

Die finanziellen Spielräume der Kommunen sind begrenzt 

Die Lage der Kommunen und der kommunalen Unternehmen ist nach wie vor 
schwierig, auch wenn sich die Steuereinnahmen im Durchschnitt positiv entwickeln. 
Die Unterschiede zwischen der Finanzkraft der Kommunen wachsen weiter. Die 
Gesamtverschuldung der Kommunen konnte trotz guter Konjunktur nicht spürbar 
zurückgefahren werden und ist mit 141 Milliarden Euro weiterhin sehr hoch. 

 

Es gibt keinen Nachholbedarf 

Die Löhne im TVöD sind zwischen 2008 und 2017 nominal um 30 Prozent gestiegen, 
während sich die Tariflöhne in der Gesamtwirtschaft im gleichen Zeitraum nur um 
25 Prozent erhöht haben. Insbesondere die unteren Entgeltgruppen sind im Ver-
gleich zur Privatwirtschaft eindeutig im Vorteil. Einen Nachholbedarf gibt es de facto 
nicht.  

 

Den Flächentarifvertrag sichern 

Die Tarifbindung im öffentlichen Dienst ist ein hohes Gut, das es zu erhalten gilt. 
Durch den Flächentarifvertrag wird sichergestellt, dass die Beschäftigten bei allen 
kommunalen Arbeitgebern für die gleiche Arbeit das gleiche Geld erhalten. Auf diese 
Weise wird ermöglicht, dass finanzschwächere Kommunen trotz vorhandener, 
strukturell bedingter Nachteile neben finanzstärkeren Kommunen im Wettbewerb um 
geeignetes Personal bestehen können. Diese Schutzwirkung kann der Flächen-
tarifvertrag aber nur dann entfalten, wenn er tatsächlich in der Fläche (möglichst für 
alle kommunalen Arbeitgeber) gilt. Dazu muss das jeweilige Entgeltniveau 
gegenüber der Privatwirtschaft wettbewerbsfähig bleiben. 
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Fachkräfte gewinnen 

Gut qualifizierten Fachkräften, die der öffentliche Dienst dringend braucht, wollen 
und müssen wir ein entsprechendes Einkommensniveau bieten. In den letzten zehn 
Jahren sind die Einkommen in den unteren Entgeltgruppen prozentual stärker 
gestiegen als in den oberen Entgeltgruppen. Diese Entwicklung erschwert es dem 
öffentlichen Dienst, höher qualifizierte Fachkräfte zu gewinnen und muss gestoppt 
werden. 
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3. DIE FORDERUNGEN DER GEWERKSCHAFTEN 

 

Entgelterhöhungen 

Die Tabellenentgelte des TVöD, des TV-V und der 
an die Tarifentwicklung des TVöD angekoppelten 
TV-N sollen um 6 Prozent, mindestens aber um 
200 Euro monatlich erhöht werden.  

Die Entgelte der Auszubildenden/Praktikanten sol-
len um 100 Euro monatlich steigen.  

Die Laufzeit soll 12 Monate betragen. 

 
Weitere Forderungen bei Auszubildenden/ 
Praktikanten 

Die Regelung zur Übernahme der Auszubildenden 
nach erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in ein 
Beschäftigungsverhältnis soll wieder in Kraft gesetzt 
werden.  

Bisher nicht tarifvertraglich geregelte Ausbildungs- 
und Praktikumsverhältnisse sollen in bestehende 
Tarifverträge einbezogen werden. 

 
Anhebung des Nachtarbeitszuschlags in Krankenhäusern 

Der Nachtarbeitszuschlag in Krankenhäusern soll auf 20 Prozent angehoben werden. 
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4. WEITERER AUS SICHT DER GEWERKSCHAFTEN BESTEHENDER  

REGELUNGSBEDARF 

 

Manteltarifliche Regelungen für Beschäftigte 
 
Wechselschicht- und Schichturlaub erhöhen  

Die Dauer des Zusatzurlaubs für Wechselschicht- und Schichtarbeit im TVöD soll unter 
Aufhebung der Höchstgrenze um 50 Prozent angehoben werden. Im TV-V und den TV-N 
sollen wertgleiche Regelungen vereinbart werden.  

 
Altersteilzeit 

Die Regelungen zur Altersteilzeit sollen fortgeschrieben werden. 

  
Jahressonderzahlung  

Angleichung der Jahressonderzahlung im Tarifgebiet Ost an das Tarifgebiet West der VKA. 

 
Regelungen bei Leistungsminderung 

Verhandlungszusage für Erweiterungen der Regelungen für leistungsgeminderte Be-
schäftigte. 

 

Krankenhäuser 
 
Einrechnung der Pausen bei Wechselschicht- 
arbeit 

Bei Wechselschichtarbeit sollen die gesetzlich 
vorgeschriebenen Pausen in die Arbeitszeit 
eingerechnet (bezahlt) werden. 

 

Zuschlag für Samstagsarbeit 

Der Zuschlag für Samstagsarbeit soll auf 20 Prozent angehoben werden. 

 

Manteltarifliche Änderungen für Auszubildende/Praktikanten 

 
Erholungsurlaub 

Die Dauer des Erholungsurlaubs soll für alle Auszubildenden/Praktikanten auf 30 Arbeits-
tage im Jahr steigen. 

 

Besuch auswärtiger Berufsschulen 

Die Regelungen zur Kostenübernahme beim Besuch auswärtiger Berufsschulen sollen 
verbessert werden. 
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Lernmittelzuschuss 

Die Regelungen zum Lernmittelzuschuss sollen auf den Pflegebereich übertragen 
werden. 

 

Nahverkehrsticket 
 

¥ffnungsklausel f¿r ñkostenlosesò Nahverkehrsticket 

Es soll eine Öffnungsklausel für Verhandlungen über ein kostenloses Nahverkehrsticket 
vereinbart werden. 
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5. DIE VKA-POSITIONEN IM DETAIL 

 

5.1 SOZIALPARTNERSCHAFTLICHE ZUSAMMENARBEIT 

Bei aller Entschiedenheit in der sachlichen Auseinandersetzung hat sich gezeigt, dass es 
nur im gemeinschaftlichen Zusammenwirken gelingen kann, den zentralen Herausforder-
ungen im kommunalen Bereich zu begegnen und zukunftsfähige Lösungen für die kommu-
nalen Arbeitgeber zu erzielen. Blockadehaltungen gefährden dringend benötigte Anpas-
sungen an aktuelle Entwicklungen. Die VKA setzt daher auf gelebte Sozialpartnerschaft, 
um die aktuellen Herausforderungen anzugehen und diejenigen Rahmenbedingungen zu 
schaffen, die der öffentliche Dienst braucht, um für die derzeitigen und zukünftigen An-
forderungen gerüstet zu sein. 

 

 

Foto: Tarifrunde 2016: (von links) Dr. Thomas Böhle, Frank Bsirske, Onno Dannenberg und Willi Russ 

 

 
Worin besteht die Sonderrolle des öffentlichen Dienstes im Vergleich zu anderen 
Branchen, bei Tarifverhandlungen? 
 
Es geht um öffentliche Dienstleistungen für alle Menschen. Die kommunalen Arbeitgeber 
erbringen Dienstleistungen der kommunalen Verwaltung (z.B. Bearbeitung von Bauanträ-
gen, Ausstellen von Ausweispapieren etc.). Sie sorgen aber auch dafür, dass 
beispielsweise die Gesundheitsversorgung funktioniert, alte und behinderte Menschen 
gepflegt und umsorgt werden, die Entwicklung von Kindern gefördert wird, sauberes 
Trinkwasser zur Verfügung steht, der Müll pünktlich abgeholt wird, kommunale Investitio-
nen finanziert vergeben werden, Busse und Bahnen genutzt werden können und der Flug-
verkehr sicher funktioniert.  
 
In vielen Arbeitsverträgen, auch in anderen Tarifverträgen bzw. in Richtlinien für Arbeits-
verträge kirchlicher Einrichtungen, wird auf die Tarifverträge des öffentlichen Dienstes ver-
wiesen. Die Geltungswirkung des Tarifrechts für den öffentlichen Dienst von Bund und 
Kommunen geht daher weit über die unmittelbare Tarifbindung hinaus. 
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Die VKA betont die Sozialpartnerschaft mit den Gewerkschaften und sieht sich 
nicht als Tarifgegner. Worin drückt sich dies aus? 
 
Kommunale Arbeitgeber sind nicht profitorientiert. Im Gegenteil: Werden Gewinne erzielt, 
kommen diese den Bürgern zugute. Die kommunalen Verwaltungen sind dazu verpflichtet, 
die Steuereinnahmen und Gebühren sparsam und wirtschaftlich einzusetzen. 

Der klassische Gegensatz zwischen Kapital und Arbeit besteht bei uns nicht. Unsere Be-
schäftigten sind an guten Löhnen, aber auch an niedrigen Steuern und Gebühren interes-
siert. Beide Seiten haben die Aufgabe, gemeinsam nach bestmöglichen Rahmenbe-
dingungen für die kommunale Daseinsvorsorge zu suchen. Dies erfordert ausgewogene 
Kompromisslösungen. Dabei kommt es sowohl darauf an, durch gute Arbeitsbedingungen 
für motivierte und qualifizierte Beschäftigte zu sorgen, aber auch die wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit der Kommunen und kommunalen Betriebe im Blick zu haben.  

Die kommunalen Arbeitgeber bieten gute und sichere Arbeitsplätze. Dieser gemeinsam er-
reichte hohe Standard muss mit Augenmaß gewahrt bleiben und darf nicht durch eine un-
verhältnismäßige Verfolgung einseitiger Interessen gefährdet werden. 
 
Inwieweit ist die Sozialpartnerschaft in dieser Tarifrunde besonders gefordert? 
 
Aufgrund zunehmender Unterschiede der Wirtschaftskraft zwischen den Kommunen, aber 
auch der übrigen Sparten (Krankenhäuser, Pflege- und Betreuungseinrichtungen, Spar-
kassen, Flughäfen, Ver- und Entsorgungsbetriebe und Nahverkehr), ist die Stärkung des 
Flächentarifvertrages besonders wichtig. Diese Aufgabe können die Sozialpartner des 
öffentlichen Dienstes nur gemeinsam bewältigen.  

Der Flächentarifvertag hat eine wichtige Schutzwirkung. Er stellt sicher, dass die Be-
schäftigten des öffentlichen Dienstes weitgehend einheitliche Arbeitsbedingungen haben, 
wobei spartenbezogenen Erfordernissen Rechnung getragen wird und in der Regel gleiche 
Tätigkeiten auch gleich bezahlt werden. Wäre das nicht so, hätten wir bei der Besetzung 
von Stellen Konkurrenz über die Löhne. Das würde insbesondere finanzschwache Kom-
munen benachteiligen. Die Bürger in diesen Kommunen hätten das Nachsehen, weil 
Dienstleistungen schlechter oder gar nicht erbracht würden.  

Die Stärkung des Flächentarifvertrages kann aber nur dann gelingen, wenn dieser gewähr-
leistet, dass alle kommunalen Arbeitgeber im Tarif verbleiben können und niemand über-
fordert wird. 
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5.2 FINANZSITUATION DER KOMMUNEN 

Die Lage der kommunalen Haushalte ist unverändert angespannt. Zwar prognos-
tiziert der Arbeitskreis Steuerschätzung in diesem Jahr einen Anstieg der kommu-
nalen Steuereinnahmen von 3,9 Prozent auf 109,5 Milliarden Euro (+ 4,1 Milliarden 
Euro), aber angesichts des hohen Schuldenstands von 141 Milliarden Euro, des 
massiven Investitionsstaus von 126 Milliarden Euro und den auch für die kom-
menden Jahre erwarteten Ausgabensteigerungen kann von einer Entwarnung keine 
Rede sein.  

Die Finanzsituation der einzelnen Kommunen unterscheidet sich dabei zum Teil sehr 
stark. Und die Unterschiede wachsen weiter. So gelingt es finanzschwachen Kom-
munen immer weniger, ihre Haushaltsprobleme zu lösen. Fast 40 Prozent der 
deutschen Kommunen mussten in den letzten drei Jahren ein Haushaltssicher-
ungskonzept oder Haushaltssanierungspläne aufstellen. Sie dürfen dann nur noch 
die gesetzlich vorgeschriebenen Leistungen erbringen und müssen die freiwilligen 
Leistungen weitgehend einstellen.1 

 

Erdrückender Schuldenstand 

Trotz anhaltender Niedrigzinsphase ist das Zinsänderungsrisiko angesichts einer an-
haltend extrem hohen Verschuldung von 141 Milliarden Euro, v.a. im Bereich der 
kurzfristigen Kassenkredite mit einem Volumen von 47,4 Milliarden Euro, weiterhin 
sehr hoch. 

 

 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Jährliche Schulden des öffentlichen Gesamthaushalts, Stichtag: 31. Dezember 

* vorläufiges Ergebnis (Stand zum 21. September 2017) 

 

 

 

 

                                                

1 Kommunenstudie 2017 Ernst&Young 
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Wachsender Investitionsrückstand 

Die kommunalen Investitionen sind 2017 gegenüber dem Vorjahr zwar erkennbar 
gestiegen, aber der Investitionsrückstand in den Kommunen ist mit rund 126 Milliarden 
Euro weiterhin sehr hoch, in den finanzschwachen Kommunen nimmt er sogar zu.2  
Nachholbedarf gibt es insbesondere im Bereich Straßen und Verkehrsinfrastruktur sowie 
im Schul- und Bildungsbereich. Die Investitionskraft ist entscheidend von der finanziellen 
Situation der Kommunen abhängig. In Regionen mit hohen Steuereinnahmen, geringen 
Sozialausgaben und niedriger Verschuldung sind die kommunalen Investitionen höher als 
in strukturschwachen Regionen. Das führt dazu, dass sich Unterschiede zwischen den 
Kommunen hinsichtlich der Infrastruktur und Standortqualität weiter verfestigen. 

 
Die Gefahr instabiler öffentlicher Finanzen 

Zwei von fünf Kommunen in Deutschland gelingt es aufgrund struktureller Schwierigkeiten 
nicht, einen ausgeglichenen Haushalt aufzustellen. Die Steuereinnahmekraft von Kom-
munen in strukturschwachen Regionen ist deutlich niedriger als von gleich großen Kom-
munen, die in einem starken Wirtschaftsraum liegen. Diese finanzschwachen Kommunen 
sind oft auch nicht in der Lage, die finanziellen Folgen einer Tariferhöhung aus eigener 
Kraft zu stemmen.  

 

 

 

In der Folge müssen die Kommunen entweder Schulden aufnehmen, notwendige Investi-
tionen verschieben oder freiwillige kommunale Leistungen wie Bibliotheken, Bäder, Mu-
seen und Theater, Gestaltung öffentlicher Flächen und Parkanlagen etc. einschränken 
oder gar ganz aufgeben. Dadurch sinkt in diesen Kommunen die Lebensqualität, we-
swegen Bürger mit höheren Einkommen sich dagegen entscheiden könnten, in eine sol-
che Kommune zu ziehen.  

Die Einkommensstruktur der Bürger einer Kommune hat Auswirkungen auf die in dieser 
Kommune bestehende Kaufkraft. Ein niedriges Niveau der Kaufkraft wird in der Regel 
dazu führen, dass sich weniger Gewerbebetriebe in der Kommune ansiedeln und beste-
hende Gewerbebetriebe ggf. abwandern oder Konkurs anmelden müssen. Dies führt zu 
einem weiteren Absinken der kommunalen Steuereinnahmen.  

 

                                                

2 KfW-Kommunalpanel 2017 
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Von der Kommune zu tragende Sozialleistungen wirken sich wegen der geringeren 
Steuereinnahmen stärker auf den Haushalt der Kommune aus. Zumeist ist in solchen 
Kommunen der Anteil an Sozialleistungsempfängern aufgrund des mit der schlechteren 
wirtschaftlichen Situation der Einwohner dieser Kommune zusammenhängenden Miet-
niveaus höher.  

Eine derartige Kommune muss zur Begleichung ihrer Verbindlichkeiten regelmªÇig ĂKas-
senkrediteñ aufnehmen. Durch diese Kassenkredite wird nicht nur der Haushaltsansatz 
überschritten. Diese (Dispo-)Kredite unterliegen regelmäßig dem jeweiligen Marktzins 
und sind - wenn sie nicht kurzfristig ausgeglichen werden können - mit einem hohen 
Zinsänderungsrisiko verbunden. Weitere Verschuldungen sind vorprogrammiert.  

Notwendige Abstriche im Bereich von Kultur und Infrastruktur verringern oft den Wohnwert 
in strukturschwachen Regionen. Dadurch und durch höhere Hebesätze bei den Ge-
werbesteuern sinkt die Attraktivität für Gewerbeansiedlungen, was zur weiteren Verringe-
rung der kommunalen Einnahmen führt. Die jährlichen Gewerbesteuereinnahmen unter-
scheiden sich erheblich. So sind z.B. in Frankfurt am Main mit 2.480 Euro pro Einwohner 
die Gewerbesteuereinnahmen fast zehnmal so hoch wie in Frankfurt (Oder) mit 250 Euro. 

Die folgenden Grafiken veranschaulichen sehr gut, wie sich die kommunalen Ausgaben 
und Einnahmen in West und Ost zusammensetzen.  

 

 

Kommunale Ausgaben in West und Ost 2016 

Eigene Berechnung und Darstellung nach der Kommunalfinanzstatistik des Statistischen Bundesamtes 
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Kommunale Einnahmen in West und Ost 2016 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die zumeist strukturell bedingten Unterschiede in Bezug auf die finanzielle und 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Kommunen haben weiter zugenommen. 
Kommunen mit einer guten Einnahmesituation stehen überschuldete Kommunen 
gegenüber, die, würde es sich um Wirtschaftsbetriebe handeln, längst hätten Insol-
venz anmelden müssen. 

In dieser Tarifrunde muss es den Sozialpartnern dennoch gelingen, einen Kompro-
miss zu finden, den alle mittragen können.  
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5.3 KEIN NACHHOLBEDARF: KONTINUIERLICHE TARIFSTEIGERUNGEN SEIT 2008 
 
Die Gewerkschaften behaupten einen vermeintlichen Nachholbedarf des öffentlichen 
Dienstes im Vergleich zur Tarifentwicklung insgesamt. Weder die Tarifentwicklung der letz-
ten zehn Jahre noch konkrete Gehaltsvergleiche einzelner Berufsgruppen können diese 
Behauptung stützen. 

Der Lohnanstieg im öffentlichen Dienst lag, mit Ausnahme der Jahre 2010 und 2011, kon-
stant über der Entwicklung der Löhne der Gesamtwirtschaft. Die Löhne im TVöD sind 
zwischen 2008 und 2017 nominal um 30 Prozent gestiegen, während sich die Tariflöhne in 
der Gesamtwirtschaft im gleichen Zeitraum nur um 25 Prozent erhöht haben. 

 

 
*  Deutsche Bundesbank, Tarifverdienste der Gesamtwirtschaft einschließlich aller Nebenabreden auf Monatsbasis 

** ohne Einmalzahlung 

 
 
 
Konkrete Beispiele veranschaulichen die Steigerungen in den Entgelttabellen. Diese sind 
nominal zwischen 29 und 57 Prozent gestiegen. 
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Entwicklung der Tabellenentgelte in den letzten zehn Jahren 
 

Entgeltgruppe 3: Müllwerker/in 

 
Einstieg heute: 2.109 ú 
 

Einstieg 2007: 1.575 ú 
 
Steigerung: 33,9 Prozent  

 
Endstufe heute: 2.629 ú 
 
Endstufe vor 2007: 1.995 ú 
 
Steigerung: 31,8 Prozent 

 
 

Entgeltgruppe 5: Verwaltungsangestellte/r 

 
Einstieg heute: 2.249 ú 
 
Einstieg vor 2007: 1.688 ú 
 
Steigerung: 33,2 Prozent  
 
 

Endstufe heute: 2.865 ú 
 
Endstufe vor 2007: 2.185 ú 
 
Steigerung: 31,1 Prozent 
 

Entgeltgruppe S 8a: Erzieher/in  

 
Einstieg heute: 2.578 ú 
 
Einstieg vor 2007: 1.960 ú 
 
Steigerung: 31,5 Prozent 
 

Endstufe heute: 3.592 ú 
 
Endstufe vor 2007: 2.285 ú 
 
Steigerung: 57,2 Prozent 
 

 

Entgeltgruppe 9: Sachbearbeiter/in 

 
Einstieg heute: 2.711 ú 
 
Einstieg vor 2007: 2.061 ú 
 
Steigerung: 31,5 Prozent 
 

Endstufe heute: 4.239 ú 
 
Endstufe vor 2007: 3.180 ú 
 
Steigerung: 33,3 Prozent 

 

Entgeltgruppe 13: Jurist/in  

 
Einstieg heute: 3.657 ú  
 
Einstieg vor 2007: 2.817 ú 
 
Steigerung: 29,8 Prozent 

Endstufe heute: 5.524 ú 
 
Endstufe vor 2007: 4.280 ú 
 
Steigerung: 29,1 Prozent 

 
  

Sonderzahlungen (Jahressonderzahlung, Zulagen, Zuschläge, Leistungsorientierte Bezahlung) sind hierbei nicht 
berücksichtigt. 
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5.3.1 Eckdaten vergangener Tarifrunden 

 

Abschluss Forderungen Tarifeinigung 
Inflations- 
rate 

29. April 2016 

 

Laufzeit:  

März 2016 bis 

Februar 2018 

= 24 Monate 

 

lineare Erhöhung 
um 6 Prozent  

 

Auszubildende: 
pauschale 
Entgelterhöhung 
um 100 Euro 

 

Laufzeit: 12 
Monate 

 

2017 2,35 Prozent ab Februar 

2017 

Auszubildende: pauschale 

Entgelterhöhung um  

30 Euro ab Februar 2017 

 

1,8 Prozent 

2016 2,4 Prozent ab März 2016 

Auszubildende: pauschale 

Entgelterhöhung um  

35 Euro ab März 2016, 

Erhöhung Urlaubsanspruch 

auf 29 Tage 

0,5 Prozent 

1. April 2014 Sockelbetrag von 
100 Euro und 
zusätzlich  
3,5 Prozent 

 

2015 
2,4 Prozent ab März 2015 

 

Auszubildende: Festbetrag 

20 Euro ab März 2015 

0,3 Prozent 

Laufzeit: 

März 2014 bis 

Februar 2016 

= 24 Monate 

zusätzlich monatli- 
che Nahverkehrs- 
Zulage von  
70 Euro 

   

 

 

2014 

3,0 Prozent, mindestens 

90 Euro ab März 2014 

(Kostenvolumen:  

3,3 Prozent) 

0,9 Prozent 

   Auszubildende: Festbetrag 

40 Euro ab März 2014 
 

31. März 2012 

 

 

Laufzeit: 

März 2012 bis 

Februar 2014 

= 24 Monate 

6,5 Prozent, 

mindestens  

200 Euro im 

Bereich des TVöD 

und des TV-N 

 

7,9 Prozent im Be- 
reich des TV-V 

 

 

2013 

1,4 Prozent ab Januar 

2013 

Weitere 1,4 Prozent ab 
August 2013 

 

Auszubildende: Festbe-

trag 40 Euro ab August 

2013 

1,5 Prozent 

 

 

 

2012 

3,5 Prozent ab März 2012 

Auszubildende: Festbetrag 
50 Euro ab März 2012 

Neuregelung des 
Urlaubsanspruchs 

Regelungen zur 

Übernahme von Auszu-

bildenden 

2,0 Prozent 
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27. Februar 
2010 

 

Laufzeit: 

Januar 2012 
bis 

Februar 2012 

= 26 Monate 

ĂForde- 
rungspaket von 
5 Prozent, in- 
klusiver sozialer 
Komponenteñ 

 
 

2011 

0,6 Prozent ab Januar 
2011 

 

Weitere 0,5 Prozent ab 
August 2011 

 

Einmalzahlung 

von 240 Euro 

2,1 Prozent 

  2010 1,2 Prozent ab Januar 
2010 

1,1 Prozent 

31. März 2008 

 

Laufzeit: 

Januar 2008 
bis Dezem-
ber 2010 

= 24 Monate 

Ă8 Prozent,  

mindestens  

200 Euroñ 

 

2009 

2,8 Prozent ab Januar 

2009 

 

Einmalzahlung 

von 225 Euro 

0,3 Prozent 

 

 
 

2008 

Tabellenerhöhung um  
50 Euro sowie anschlie-
ßend um 3,1 Prozent ab  
Januar 2008  
(=Tabellenanstieg um 
durchschnittlich  
5,1 Prozent) 

2,6 Prozent 

   Arbeitszeitverlängerung 

im Tarifgebiet West um 

0,5 Wochenstunden 
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5.3.2 Wirtschaftliche Rahmendaten 

 

 

 

 

Stand: November 2017

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

K o n j u n k t u r

reales Bruttoinlandsprodukt, 

Veränderung in Prozent
1) 0,7 3,7 3,3 1,1 -5,6 4,1 3,7 0,5 0,5 1,9 1,7 1,9 2,2

 Prognose SVR 11/2017 2,0 2,2

 Prognose GD 10/2017 1,9 2,0

 Prognose Bundesregierung 10/2017 2,0 1,9

P r e i s e   u n d   L ö h n e

Verbraucherpreisindex, 

Veränderung in Prozent
1) 1,6 1,5 2,3 2,6 0,3 1,1 2,1 2,0 1,5 0,9 0,3 0,5 1,8

 Prognose SVR 11/2017 1,7 1,8

 Prognose GD 10/2017 1,7 1,7

 Prognose Bundesregierung 10/2017 1,5 1,7

   Statistisches Bundesamt
2) - - - - - - 1,7 2,7 2,4  3,2 2,1 2,0 2,3

   Deutsche Bundesbank
2) 1,2 1,0 1,3 2,9 2,0 1,7 1,7 2,6 2,5 2,8 2,2 2,1

   WSI-Tarifarchiv
2) 1,6 1,5 2,2 2,9 2,6 1,8 2,0 2,7 2,7  3,1 2,7 2,4

   Prognose GD 10/2017
2) 2,1 2,4

  Nominallohnindex
1)2) 0,3 0,8 1,5 3,1 0,1 2,7 3,3 2,5  1,4 2,7 2,7 2,3

  Prognose GD 10/2017
3) 3,4 3,5

  Reallohnindex
1)2) -1,3 -0,7 -0,8 0,5 -0,2 1,5 1,2 0,5 -0,1 1,9 2,4 1,8

  aus Prognosen GD 10/2017
3) 1,9 1,8

A r b e i t s m a r k t

Erwerbstätige, in Mio. Personen
1) 39,3 39,6 40,3 40,9 40,9 41,0 41,6 42,0 42,3 42,7 43,1 43,7 44,3

 Prognose SVR 11/2017 44,3 44,8

 Prognose GD 10/2017 44,3 44,8

 Prognose Bundesregierung 10/2017 44,3 44,8

registriert Arbeitslose, in Mio. 

Personen
1) 4,9 4,5 3,8 3,3 3,4 3,2 3,0 2,9 3,0 2,9 2,8 2,7 2,5

 Prognose SVR 11/2017 2,5 2,5

 Prognose GD 10/2017 2,5 2,5

 Prognose Bundesregierung 10/2017 2,5 2,5

Arbeitslosenquote, in Prozent
1) 11,7 10,8 9,0 7,8 8,1 7,7 7,1 6,8 6,9 6,7 6,4 6,1 5,7

 Prognose SVR 11/2017 5,8 5,5

 Prognose GD 10/2017 5,7 5,5

SVR: Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung

GD: Gemeinschaftsdiagnose der Wirtschaftsforschungsinstitute

1) Quelle: Statistisches Bundesamt

2) auf Monatsbasis einschließlich Einmal- und Sonderzahlungen

3) auf Stundenbasis einschließlich Einmal- und Sonderzahlungen

J a h r

Tarifverdienste,  Veränderung in Prozent

Effektivverdienste, Veränderung in Prozent
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5.4 ñSOZIALE KOMPONENTEò 

Als ñsoziale Komponenteò fordern die Gewerkschaften einen Mindesterhöhungsbe-
trag. Eine solche Mindesterhöhung um einen festen Betrag führt dazu, dass die 
Erhöhungen in den unteren Entgeltgruppen stärker ausfallen. Der hier ohnehin 
schon deutliche Abstand zur Privatwirtschaft erhöht sich und somit wächst der 
Druck, Bereiche auszugliedern und zu privatisieren. 

Durch den aktuell geforderten monatlichen Mindestbetrag ergäbe sich in den unteren 
Entgeltgruppen (bis EG 4) eine Steigerung von durchschnittlich etwa 9 Prozent. Die 
höchste Steigerungsrate läge hier sogar bei 11,42 Prozent.  

Gleichzeitig haben Mindestbeträge den Effekt, dass der Abstand zwischen unteren 
und oberen Entgeltgruppen schrumpft. Der relative Lohnabstand zwischen oberen 
und unteren Einkommen hat sich in den letzten zehn Jahren bereits deutlich verrin-
gert, z.B. durch den 2008 vereinbarten Sockelbetrag und den Mindestbetrag im 
Jahr 2014. 

Im Hinblick auf die Personalgewinnung von Fach- und Führungskräften muss der 
öffentliche Dienst aber gerade für den Beschäftigten in den oberen Entgeltgruppen 
Perspektiven bieten. Nicht zuletzt, um die Attraktivität dieser Arbeitsplätze zu 
erhöhen und Fachkräfte zu binden, die der öffentliche Dienst im Zeitalter der Digita-
lisierung dringend benötigt. 
 
Erhöhung der Tabellenentgelte bei linearer Erhöhung um 6 Prozent und einem 
Mindestbetrag von 200 Euro 

Anlage A (allgemeine Tabelle): 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Entgelt-
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

15 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 

14 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 

13 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 

12 6,10% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 

11 6,31% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 

10 6,54% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 

9c 6,74% 6,21% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 

9b 7,38% 6,68% 6,36% 6,00% 6,00% 6,00% 

9a 7,38% 6,75% 6,36% 6,00% 6,00% 6,00% 

8 7,86% 7,12% 6,82% 6,57% 6,31% 6,16% 

7 8,38% 7,59% 7,15% 6,85% 6,64% 6,45% 

6 8,54% 7,73% 7,38% 7,07% 6,88% 6,69% 

5 8,89% 8,06% 7,70% 7,36% 7,14% 6,98% 

4 9,33% 8,46% 7,96% 7,70% 7,45% 7,31% 

3 9,48% 8,60% 8,38% 8,04% 7,81% 7,61% 

2 10,24% 9,29% 9,03% 8,79% 8,29% 7,83% 

1 - 11,42% 11,23% 11,00% 10,79% 10,30% 
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Anlage C (Sozial- und Erziehungsdienst) 

Entgelt-
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

S 18 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 

S 17 6,15% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 

S 16 6,31% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 

S 15 6,55% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 

S 14 6,56% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 

S 13 6,63% 6,15% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 

S 12 6,78% 6,17% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 

S 11b 7,03% 6,26% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 

S 11a 7,18% 6,38% 6,09% 6,00% 6,00% 6,00% 

S 10 [nicht besetzt] 

S 9 7,69% 6,91% 6,40% 6,00% 6,00% 6,00% 

S 8b 7,69% 6,91% 6,40% 6,00% 6,00% 6,00% 

S 8a 7,76% 7,07% 6,60% 6,22% 6,00% 6,00% 

S 7 7,93% 7,26% 6,80% 6,39% 6,12% 6,00% 

S 6 [nicht besetzt] 

S 5 [nicht besetzt] 

S 4 8,44% 7,60% 7,15% 6,88% 6,64% 6,30% 

S 3 9,07% 8,07% 7,59% 7,20% 7,03% 6,84% 

S 2 9,50% 9,02% 8,70% 8,36% 8,04% 7,75% 

 
Anlage E (Pflegedienst) 

Entgelt-
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

P 16 - 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 

P 15 - 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 

P 14 - 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 

P 13 - 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 

P 12 - 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 

P 11 - 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 6,00% 

P 10 - 6,26% 6,06% 6,00% 6,00% 6,00% 

P 9 - 6,58% 6,26% 6,06% 6,00% 6,00% 

P 8 - 7,15% 6,82% 6,44% 6,16% 6,00% 

P 7 - 7,59% 7,15% 6,57% 6,31% 6,07% 

P 6 9,07% 8,46% 7,96% 7,07% 6,88% 6,54% 

P 5 9,48% 8,60% 8,38% 8,04% 7,81% 7,31% 
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Im TVöD geht es in den unteren Entgeltgruppen um die Bereiche, in denen der Wettbe-
werbsdruck am größten ist. Davon sind ganz besonders die Servicebereiche in Kranken-
häusern, Hilfs- und Betreuungskräfte in Pflegeeinrichtungen, Bodenverkehrsdienste an  
Flughäfen sowie die Entsorgungswirtschaft und der Nahverkehr betroffen. 

Überproportionale Entgeltsteigerungen in den unteren Entgeltgruppen führen zwangsläufig 
zu einer weiteren Verringerung der Anzahl kommunaler Arbeitsplätze in diesen Bereichen. 
Im Ergebnis bewirkt die ñsoziale Komponenteò den Abbau attraktiver ºffentlicher Ar-
beitsplätze und ist für die Betroffenen unsozial. 

 
Beispiele für das Lohngefälle zwischen dem öffentlichem Dienst und der Privat-
wirtschaft im Bereich der unteren Lohngruppen 

 
Busfahrer 
 
Durchschnittliches Monatsentgelt eines Busfahrers 
in der Privatwirtschaft 2.146 Euro. 
(Quelle: www.gehalt.de) 

Durchschnittliches Tarifentgelt eines kommunalen 
Busfahrers 2.455 Euro. 

Der durchschnittliche Einkommensunterschied 
beträgt (unter Vernachlässigung von Zulagen, 
Zuschlägen etc.) rund 309 Euro pro Monat = 
14 Prozent. 

Die geforderte Entgelterhöhung würde den Ein-
kommensunterschied um weitere 200 Euro auf 
knapp 24 Prozent ansteigen lassen. 

 
 
 
Bodenverkehrsdienste an Flughäfen 

 
Einfache Tätigkeit am Flughafen (Koffertransport im 
Bodenverkehr): TVöD = Entgeltgruppe 2, Stufe 1: 
11,52 Euro West / 11,23 Euro Ost 

Private = 9,73 Euro pro Stunde (Dienstleister am 
Flughafen Nürnberg) 

Der Einkommensunterschied zwischen TVöD 
und der privaten Wirtschaft beträgt in diesem Fall 
18 Prozent (West) bzw. 15 Prozent (Ost). 

 
Die Bodenverkehrsdienste an Flughäfen sind deshalb in hohem Maße bereits an private Dienstleister 
vergeben worden. Nur bei einem Flughafen findet der TVöD im Bodenverkehrsdienst noch 1:1 
Anwendung. Daneben sind nur noch zwei weitere Flughäfen mit ihren Bodenverkehrsdiensten im 
TVöD, jedoch zu abgesenkten Konditionen.  

Bei erneuter überproportionaler Erhöhung der Entgelte in den unteren Entgeltgruppen können die 
Tätigkeiten im Bodenverkehrsdienst auf Dauer nicht mehr kostendeckend erbracht werden. 
Rückstellungen, die aufgrund europarechtlicher Bilanzierungsvorgaben gebildet warden müssten, 
würden die Position des gesamten Flughafens im internationalen Wettbewerb gefährden.  

Im Ergebnis könnten Tätigkeiten der Bodenverkehrsdienste überhaupt nicht mehr zu Tarif-
bedingungen der Kommunen erbracht werden und würden komplett auf Dritte verlagert. Ein 
weiterer Baustein im Flächentarif ginge verloren. 
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Die Tarifvertragsparteien haben bereits in der Tarifrunde 2014 für die Sparte der Ver-
sorgungsbetriebe vereinbart, Tarifverhandlungen zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
der unteren Entgeltgruppen aufzunehmen. Diese Verhandlungszusage ist in der Tarifrunde 
2016 erneuert worden. Der Aufforderung zur entsprechenden Verhandlungsaufnahme sind 
die Gewerkschaften nicht nachgekommen.  
 
 

 
Ist eine überproportionale Erhöhung der Entgelte in den unteren Entgeltgruppen, die 
in der Tendenz dazu führt, dass Arbeitsplätze abgebaut oder verlagert werden 
müssen, wirklich sozial? 

Die zugleich unterdurchschnittliche Entwicklung der oberen Entgeltgruppen macht 
diese weniger attraktiv und erschwert die Gewinnung dringend benötigter Fach-
kräfte. 
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5.5 STÄRKUNG DES FLÄCHENTARIFVERTRAGS 

Durch den Flächentarifvertrag wird sichergestellt, dass die Beschäftigten bei den kommu-
nalen Arbeitgebern für die gleiche Arbeit in der Regel das gleiche Geld erhalten. Auf diese 
Weise ist es finanzschwächeren Kommunen trotz vorhandener, strukturell bedingter 
Nachteile möglich, neben finanzstärkeren Kommunen im Wettbewerb um geeignetes Per-
sonal zu bestehen.  

Der Flächentarifvertrag des öffentlichen Dienstes führt bundesweit zu einer besonders ho-
hen Tarifbindung. Diese beträgt im Bereich der Öffentlichen Verwaltung, Verteidigung, 
Sozialversicherung erneut 100 Prozent (Quelle: Statistisches Bundesamt; Bericht ĂVer-
dienste und Arbeitskostenñ; Verdienststrukturerhebung 2014). Demgegenüber besteht bei 
der Gesamtwirtschaft (alle Wirtschaftsklassen) eine durchschnittliche Tarifbindung von 
45 Prozent, wovon 41 Prozent auf Branchentarifverträge und 4 Prozent auf Firmentarifver-
träge entfallen.  

In den Wirtschaftsklassen, denen die kommunalen Betriebe zuzuordnen sind, ist die Tarif-
bedingung zwar geringer als bei der öffentlichen Verwaltung, aber auch innerhalb dieser 
Wirtschaftsklassen ist die Tarifbindung im öffentlichen Dienst höher als in der Privat-
wirtschaft. So beträgt beispielsweise die Tarifbindung im Pflegebereich bei Einrichtungen 
der öffentlich-rechtlichen und freigemeinnützigen Träger ca. 81 Prozent, während es 
bei den privaten Trägern ca. 16 Prozent sind. 

Diese hohe Tarifbindung im öffentlichen Dienst könnte vermuten lassen, dass der Flächen-
tarifvertrag vollkommen ungefährdet sei. Dies ist keineswegs so. Bietet der Flächentarifver-
trag des öffentlichen Dienstes für bestimmte Leistungen keine marktgerechten Konditionen, 
werden sie entweder durch private Anbieter bzw. durch nicht tarifgebundene Tochter-ge-
sellschaften erbracht, oder der kommunale Arbeitgeber verlässt die Tarifbindung, um weiter 
am Markt bestehen zu können. In allen drei Fällen findet der Flächentarifvertrag keine An-
wendung mehr. Für die Beschäftigten, die diese Tätigkeiten ausüben (insbesondere sind 
das Tätigkeiten in den unteren Lohngruppen), können damit ganz erhebliche Einbußen bei 
Löhnen und Sozialleistungen (z.B. Altersversorgung) verbunden sein.  

Die Schutzwirkung des Flächentarifvertrages ist daher immer dann gefährdet, wenn dessen 
Bedingungen nicht mit den Erfordernissen des Arbeitsmarktes übereinstimmen. Um den 
Flächentarifvertrag zu stärken, ist es unerlässlich, sich an den Arbeitsbedingungen der zen-
tralen Vergleichsbranchen des öffentlichen Dienstes zu orientieren. Dies gilt sowohl dort, 
wo das TVöD-Niveau zu hoch ist, als auch dort, wo das TVöD-Niveau nicht ausreicht, um-
worbenen Fachkräften attraktive Angebote machen zu können.  

Den Flächentarifvertrag zu stärken, ist eine hochkomplexe Aufgabe. Denn die Kommunen 
und kommunalen Betriebe unter dem Dach der VKA arbeiten unter ganz unterschiedlichen 
Rahmenbedingungen. Strukturelle Unterschiede in den jeweiligen Regionen sowie unter-
schiedliche Wettbewerbsbedingungen innerhalb der jeweiligen Sparten machen die Auf-
gaben für viele zu einem Drahtseilakt. Durch die mit dem TVöD eingeführte Spartenorien-
tierung wurde den jeweiligen Bedürfnissen der Sparten gezielter Rechnung getragen. 
 

Der Flächentarifvertrag ist unverzichtbar, um allen Kommunen trotz vorhandener, 
strukturell bedingter Unterschiede einen fairen Wettbewerb um geeignetes Personal 
zu ermöglichen.  

Diese Schutzwirkung lässt sich aber nur dann aufrechterhalten, wenn der Flächen-
tarifvertrag solche Bedingungen schafft, mit denen die kommunalen Arbeitgeber im 
Wettbewerb bestehen können.  
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5.6 ARBEITSBEDINGUNGEN IM ÖFFENTLICHEN DIENST:  

UNSERE BESCHÄFTIGTEN STEHEN GUT DA 

 

Die nachfolgenden Regelungen des Tarifrechts im öffentlichen Dienst veranschaulichen, 
auf welch hohem Niveau sich die Arbeitsbedingungen bei kommunalen Arbeitgebern 
bewegen und weshalb er den Vergleich mit der Privatwirtschaft nicht zu scheuen braucht.  

 

 

 

Jahressonderzahlung / LOB  

Die kommunalen Arbeitgeber fördern die Motivation und Eigenverantwortung ihrer Be-
schäftigten durch eine leistungs- und erfolgsorientierte Bezahlung (LOB), wofür zusätzlich 
zum Tabellenentgelt über 1,1 Milliarden Euro pro Jahr verwendet werden. 

Darüber hinaus besteht bei den kommunalen Arbeitgebern ein tarifvertraglicher Anspruch 
auf eine Jahressonderzahlung mit einem Volumen von insgesamt fast 5 Milliarden Euro pro 
Jahr. Die individuelle Anspruchshöhe der Jahressonderzahlung ist nach Entgeltgruppen 
gestaffelt. Aktuell liegt der Bemessungssatz zwischen 82,05 Prozent eines Monatsgehalts 
in den unteren und mittleren Entgeltgruppen und 53,43 Prozent in den obersten Entgelt-
gruppen. Den strukturellen Unterschieden zwischen ost- und westdeutschen Kommunen 
hinsichtlich der Steuereinnahmekraft wird auch dadurch Rechnung getragen, dass die Be-
messungssätze für die Jahressonderzahlung im Tarifgebiet Ost um 25 Prozent niedriger 
sind (siehe auch: ñWeiterer Regelungsbedarf bei den Beschäftigten aus Sicht der Ge-
werkschaftenò). 

 

Flexible Arbeitszeit 

Der öffentliche Dienst bietet eine Vielzahl an Möglichkeiten zur Arbeitszeitflexibilisierung. 
So können Beschäftigte über die vereinbarte Arbeitszeit hinaus geleistete Stunden oder 
Zuschläge auf einem Arbeitszeitkonto gutschreiben und Arbeitszeiten und freie Zeiten so 
besser ihren persönlichen Bedürfnissen anpassen. Durch Langzeitkonten werden auch 
längere Auszeiten (Sabbaticals) sowie ein Übergleiten in den Ruhestand ermöglicht.  

Gleitzeitregelungen sind in vielen Verwaltungen Standard. Damit wird die Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie gefördert und das Urlaubskonto wird nicht durch gelegentliche private 
Termine belastet. Auch Homeoffice wird in vielen Verwaltungen von den Beschäftigten ge-
nutzt. 

Regelungen zum Arbeitszeitkorridor, zu Rahmenzeiten, zur Arbeitsbereitschaft, Bereit-
schaftsdiensten und zur Rufbereitschaft runden das Arbeitszeitportfolio des öffentlichen 
Dienstes ab. In ihrer Gesamtheit bieten die Arbeitszeitregelungen des öffentlichen Dienstes 
eine außerordentliche Vielzahl an Gestaltungsmöglichkeiten im beiderseitigen Interesse. 




































